
[image: image1.png]—t
1EVO





Elternvereinigung an den Gymnasien und Realschulen der Orden 

und anderer freier katholischer Schulträger in Bayern

	An die Ständige Konferenz

der Kultusminister der Länder

der Bundesrepublik Deutschland

Lennéstraße 6

53113 Bonn


	 Für den Vorstand:

 Monika Endraß

  c/o Katholisches Schul-

  werk in Bayern
Adolf-Kolping-Str. 4

80336 München

Tel: 089-55 52 66

Fax: 089-55 53 78

eMail:

KSWiB@t-online.de

http:\\www.schulwerk-bayern.de
  Privat:
Balticusstraße 6

81243 München

Telefon: 089-71 73 41

Telefax: 089-71 40 666

E-Mail: 

Monika.Endrass@t-online.de


München, 08.03.2007


Sog. nationales Bildungsregister

Sehr geehrte Damen und Herren Kultusminister,

als Elternvertretung an den bayerischen Gymnasien und Realschulen in freier katholischer Trägerschaft teilen wir Ihnen mit, dass wir über die geplante Einführung des nationalen Bildungsregisters äußerst besorgt sind.

Da nun jeder Schüler in Deutschland eine eigene Identifikationsnummer erhalten soll, die er auch bei Schul- und Wohnortwechseln behält, sehen wir das Recht auf die informationelle Selbstbestimmung unserer Kinder verletzt. Wir weisen schon heute darauf hin, dass in jedem Fall der zentralen Datenerhebung der Daten unserer Kinder unser Einverständnis in jedem Einzelfall vorliegen muss, da unsere Kinder als Minderjährige von uns auch hinsichtlich ihres Rechts auf informationelle Selbstbestimmung vertreten werden.

Soweit über die Identifikationsnummer auch Daten auf uns Eltern rückführbar sind, sehen wir darüber hinaus auch unser eigenes Recht auf  informationelle Selbstbestimmung bisher in noch nicht hinreichender Weise geschützt.

Die KMK hat zwar in der Presse verlautbart, dass die Anonymität der Daten gewahrt werden soll, da jedoch noch nicht einmal geklärt wird, wofür die Daten überhaupt erhoben werden sollen, sind wir auch mit der nun geplanten Erhebung der Daten „auf Vorrat“ und für unbestimmte künftige Verwendungen ausdrücklich nicht einverstanden. Sie haben gegenüber der Öffentlichkeit offen gelassen, wofür genau Sie dieses sog.        „Steuerungselement der nationalen Bildungsberichterstattung“ benötigen. 

Darüber hinaus ist die KMK jede Antwort darauf schuldig geblieben, wie die datenschutzrechtlichen Bedenken in der Realität eingehalten werden sollen.

Da Sie nach Ihrer Verlautbarung beabsichtigen, noch vor der Einschulung mit der Datenerhebung zu beginnen, widersprechen wir auch diesem Vorhaben. Sie planen damit die Erfassung des gesamten Bildungsweges, der naturgemäß Höhen und Tiefen hat, und der nach unserer Ansicht nur die beteiligten Schulen und uns Eltern etwas angeht.


Etwaige Klassenwiederholungen wollen Sie ebenso wie die zu Hause gesprochene Sprache oder nicht näher definierte „Schulprobleme“ speichern. Auch diese Datenerhebungen verletzen nicht nur das informationelle Selbstbestimmungsrecht unserer Kinder, sondern auch deren grundgesetzlich geschütztes Persönlichkeitsrecht. 

Dasselbe gilt für die Erfassung eines Migrationshintergrundes der Schüler. Hier besteht die Gefahr, dass die betroffenen Eltern auf Grund mangelnden Verständnisses der Sprache noch nicht einmal verstehen, dass die Daten ihrer Kinder gesammelt und später evt. gegen ihre Kinder verwendet werden.

Auf die Bedenken des Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz Betzl, die er Ihnen bereits vorgetragen hat, nehmen wir zur Vermeidung von Wiederholungen Bezug.

Auf die Gefahr des Missbrauchs der erhobenen Schülerdaten sind Sie in nicht ausreichender Weise eingegangen und haben, obwohl noch keinerlei Freigabe seitens der Datenschützer vorliegt, ab dem Schuljahr 2007/2008 am Ende der 3. Klasse jährliche bundesweite Leistungstests eingeführt,  ohne auch nur eine einzige Zustimmung von Eltern eingeholt zu haben. Diese Vorgehensweise betrachten wir als grundgesetzwidrig, da auch hier nicht nur das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, sondern auch das Persönlichkeitsrecht unserer Kinder und Art. 6 GG durch das mangelnde Vorliegen unserer Zustimmung zu zentralen Leistungstests verletzt ist.

Wir Eltern vor Ort stellen fest, dass die Klassenstärken nach wir vor zu hoch sind, dass überall Lehrer fehlen und deswegen regulärer Unterricht nicht oder nicht vollständig erteilt wird. Wir wünschen, dass die von uns erarbeiteten Steuermittel für die Reduzierung von Klassenstärken, die Aus- und Fortbildung von Lehrern und nicht für den Aufbau von bürokratischen Registern verwendet werden, die nicht geeignet sind, die tatsächliche Bildung unserer Kinder voran zu bringen. 



Es liegen genügend Studien darüber vor, dass der Bildungserfolg von gut ausgebildeten Lehrern und kleinen Klassen abhängt. Es ist hohe Zeit, hier hinein alle zur Verfügung stehenden Ressourcen zu stecken, statt in die Verwaltung der Missstände und deren Auswirkungen auf Kinder, die dafür am allerwenigsten können.

Mit der in einigen Bundesländern bereits weit fortgeschrittenen Umstellung auf Individualdatenerhebung sind wir ausdrücklich nicht einverstanden und werden auch alle uns zur Verfügung stehenden rechtlichen Mittel ausschöpfen, um unsere Kinder und uns selbst vor den Gefahren des Datenmissbrauchs und den   widerrechtlichen Eingriff in ihre und unsere Grundrechte zu schützen. 



Dies umso mehr, als nach wie vor unklar ist, wofür Sie die Daten, die Sie erheben lassen, benötigen. Unsere Erfahrung in Bayern mit der Einführung des G8 zeigt, dass Rückmeldungen, die wir an das Kultusministerium hinsichtlich der Erfahrungen mit der Reform geben, oft nicht oder nur unzureichend zur Kenntnis genommen werden. Auch die Schulen melden uns zurück, dass die Auswertungen, die zentral beispielsweise bei den landesweiten Leistungstests vom Kultusministerium von den Schulen verlangt werden, in nicht adäquater Weise überhaupt bearbeitet werden und in die aktuelle Bildungspolitik einfließen.
Daraus folgt, dass bildungspolitisch relevante Folgerungen aus den heute bereits erhobenen Daten nicht oder nicht im Verhältnis zum Aufwand gezogen werden.

Dies lässt uns befürchten, dass eine dem Zweck nach nicht ausreichend definierte, teure und bürokratische Datenerhebung mit unkalkulierbaren Risiken hinsichtlich des Datenschutzes zu Lasten der tatsächlich erforderlichen Arbeit an der Bildung selbst, unnötig Ressourcen bindet. Vordringlich ist und bleibt die Arbeit an den Inhalten, den Klassenstärken und der Förderung der Kinder selbst, nicht an deren Verwaltung und Erfassung etwa auftretender Probleme.


Wir bitten Sie daher eindringlich, die Dinge zu überdenken und im Zweifel Gelder und sonstige Ressourcen lieber den Schulen, den Lehrern und damit letztlich unseren Kindern selbst zuzuwenden.

Ich verbleibe

mit freundlichen Grüßen

Monika Endraß

(Vorsitzende)
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